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Bayerischer Landtag 
16. Wahlperiode Drucksache 16/16320 
 10.04.2013 

 

Dringlichkeitsantrag 
der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Alexander Muth-
mann, Thorsten Glauber, Peter Meyer, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter 
Bauer, Dr. Otto Bertermann, Dr. Hans Jürgen Fahn, Günther Felbinger, 
Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Dr. Leopold Herz, Claudia Jung, Ulri-
ke Müller, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Mannfred Point-
ner, Markus Reichhart, Tanja Schweiger, Dr. Karl Vetter, Jutta Wid-
mann und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Flensburger Verkehrssünderdatei:  
Freiwilligen Punkteabbau weiter ermöglichen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene dafür einzuset-
zen, die Möglichkeit des Punkteabbaus im Flensburger Verkehrszentralregis-
ter durch absolvieren freiwilliger Maßnahmen auch zukünftig beizubehalten. 

 

 
Begründung: 

Im „Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes und 
anderer Gesetze“ (BT-Drs.17/12636), welches derzeit auf Bundesebene beraten wird, 
ist keine Möglichkeit des Punkteabbaus im Flensburger Verkehrszentralregister durch 
das Absolvieren freiwilliger Maßnahmen vorgesehen.  

Zwar sollen Verkehrsteilnehmer, welche vier oder fünf Punkte erreicht haben, auf die 
Möglichkeit des Besuchs eines freiwilligen Fahreignungsseminars hingewiesen wer-
den, allerdings soll sich aus dem Besuch eines solchen Seminars kein Punkteabbau er-
geben. Bislang Bestand diese Möglichkeit und war gängige Praxis. Um einen Anreiz 
zum freiwilligen Besuch eines Fahreignungsseminars zu setzen, soll der Besuch eines 
solchen auch weiterhin einen Punkteabbau im Flensburger Verkehrszentralregister zur 
Folge haben.  

Auch der 51. Deutsche Verkehrsgerichtstag fordert, dass die Möglichkeit, durch frei-
willige Maßnahmen Punkte abzubauen, beibehalten werden soll. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Aus-
schüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 



Rheinland-Pfalz und Mecklenburg-Vorpommern ver-
wiesen, die mit einer pauschalierten bzw. umfassen-
den Erstattung ausgestattet sind, solange die Haus-
haltsmittel vorhanden sind. Also: Bildungsfinanzierung
nach Kassenlage. Das kann nicht unbedingt das Ziel
sein, das in Bayern verfolgt werden sollte.

(Zuruf der Abgeordneten Simone Tolle (GRÜNE))

In Bayern besteht die Möglichkeit. Hier gibt es Tarif-
verträge. Ich selber habe schon Bildungsurlaub ge-
nossen, weil ich in Nürnberg bei einem größeren Un-
ternehmen angestellt bin, für das dies eben möglich
war.

Es geht also um die Gruppe der Arbeitnehmer, für die
das nicht tarifvertraglich geregelt ist, die es voraus-
sichtlich eher in kleinen Unternehmen gibt. Das hat
sich in der Debatte schon gezeigt. Hierbei muss man
aber berücksichtigen, dass es gerade in kleinen Un-
ternehmen mit einer überschaubaren Anzahl von Ar-
beitskräften sehr schwierig ist, so etwas zu realisie-
ren. Daher muss man sich sehr genau überlegen, ob
man das gesetzlich vorschreiben will.

Frau Brendel-Fischer hat es schon provokant formu-
liert. Ich hatte auch überlegt, die These aufzustellen:
Weil Bayern es nicht hat, geht es Bayern so gut. Ich
vertrete diese These nicht, aber es reizt natürlich ge-
rade in einer politischen Debatte in einem Wahljahr,
so zu formulieren. Wir haben schon gehört, dass nur
ein bis zwei Prozent der Arbeitnehmer diese Möglich-
keit in Anspruch nehmen, das heißt, es entsteht viel
Bürokratie für etwas, was leider nicht ausgiebig ge-
nutzt wird. Und obwohl Bayern es nicht hat, sind wir
im oberen Feld. Das hat Frau Brendel-Fischer schon
gesagt.

Was will nun die SPD? Wir wissen es nicht. Wir wis-
sen nur, dass sie ein Gesetz will, wissen aber nicht,
wie viel Bildungsurlaub sie will, zehn Tage vielleicht.
Okay. Wer soll es zahlen? Der Freistaat Bayern, die
Arbeitnehmer, die Arbeitgeber?

(Volkmar Halbleib (SPD): Das steht doch im An-
trag!)

Ich würde auch sagen: Wer zahlt, bestimmt. Wir kön-
nen gerade von einem kleinen Metzgereibetrieb nicht
verlangen – ich provoziere -, dass er beispielsweise
einen Bäckerlehrgang für seinen Arbeitnehmer be-
zahlt. Das ist nicht sinnvoll. Das kann man einem Un-
ternehmen nicht aufbürden. Auch für den Freistaat
Bayern wäre dies wahrscheinlich wenig sinnvoll. Die
FDP-Fraktion bevorzugt ganz klar die freiwilligen de-
zentralen Lösungen.

Es gibt aber nun einmal diese ILO-Konvention, mit der
Deutschland gesagt hat: Wir machen da etwas. Ich
kann mir grundsätzlich auch eine bundeseinheitliche
Regelung unter der Ägide der Bundesagentur für Ar-
beit vorstellen. Wenn wir Bildung in Zeiten finanzie-
ren, in denen man nicht arbeitet, könnte man auch da-
rüber reden, ob man Bildung finanziert, während man
arbeitet. Für mich steht fest: Die Unternehmen dürfen
nicht belastet werden. Deswegen sind wir diesbezüg-
lich auch sehr vorsichtig. Man muss darüber reden,
wer die Kosten trägt. Bisher ist es meistens der Ar-
beitnehmer. Die Lohnfortzahlung ist wahrscheinlich
das Wichtigste, um das wir ringen werden. Von der
SPD gab es auch keinen Finanzierungsvorschlag. Ich
könnte jetzt wohl kein Echo so verbreiten, wie dies
Herr Hallitzky getan hat.

Wenn wir darüber reden, ob es eine solche Regelung
auf Bundesebene geben sollte, was ja Deutschland
auch einmal unterschrieben hat, dann frage ich:
Warum hat es sie 49 Jahre lang nicht gegeben? Von
diesen 49 Jahren hat die SPD 20 Jahre mitregiert,

(Volkmar Halbleib (SPD): Mit der FDP ist das ein
Problem!)

mal mit den Liberalen, mal mit den GRÜNEN, mal mit
der Union, und zu keiner Zeit gab es einen erfolgrei-
chen Vorstoß für ein Bildungsurlaubsgesetz auf Bun-
desebene. Daraus lese ich, dass dies der SPD viel-
leicht doch nicht so wichtig ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU - Widerspruch
bei der SPD)

- Möglicherweise. Dies ist eine These.

Jedenfalls bitte ich heute um Ablehnung des Antrags.
Wir brauchen keine bayerische Lösung. Wir haben
etwas, was sich bewährt hat. Ansonsten diskutiert
man solche Sachen aus meiner Sicht auf der Bundes-
ebene. – Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Weitere Wort-
meldungen liegen mir nicht vor. Damit ist die Ausspra-
che geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Wer
dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 16/16319
seine Zustimmung geben will, bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das sind die Fraktionen der SPD und der
GRÜNEN. Gegenstimmen? – Das sind die Fraktionen
der CSU, der FDP und der FREIEN WÄHLER. Gibt es
Enthaltungen? – Ich sehe keine. Damit ist der Dring-
lichkeitsantrag abgelehnt. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen
16/16320, 16/16321 und 16/16323 mit 16/16325 wer-
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den in die zuständigen federführenden Ausschüsse
verwiesen. 

Ich gebe noch das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung über den Dringlichkeitsantrag der Abgeordne-
ten Thomas Hacker, Karsten Klein, Dr. Andreas Fi-
scher und anderer und Fraktion (FDP) sowie der
Abgeordneten Georg Schmid, Renate Dodell, Alexan-
der König und anderer und Fraktion (CSU), betreffend
"Bürgerinnen und Bürger vor heimlicher Steuererhö-
hung beschützen", Drucksache 16/16318 bekannt. Mit
Ja haben 95 und mit Nein haben 14 gestimmt. Es gab

30 Stimmenthaltungen. Damit ist der Dringlichkeitsan-
trag angenommen.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 5)

Ich bedanke mich für die Mitarbeit. Die Tagesordnung
ist abgearbeitet. Ich wünsche Ihnen einen schönen
Abend und ein gutes Nachhausekommen.

(Schluss: 17.51 Uhr)
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Bayerischer Landtag 
16. Wahlperiode Drucksache 16/17634 
 06.06.2013 

 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und 
Verbraucherschutz 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Alexander Muthmann u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 16/16320 

Flensburger Verkehrssünderdatei: Freiwilligen Punkteabbau weiter 
ermöglichen 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t i m m u n g

Berichterstatter: Peter Meyer 
Mitberichterstatter: Dr. Bernd Weiß 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Verfassung, 
Recht, Parlamentsfragen und Verbraucherschutz federführend zuge-
wiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit dem Dringlichkeitsan-
trag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 
102. Sitzung am 6. Juni 2013 beraten und e i n s t i m m i g  Zustim-
mung empfohlen. 

Franz Schindler 
Vorsitzender 
 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Aus-
schüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 



Bayerischer Landtag 
16. Wahlperiode Drucksache 16/17948 
 16.07.2013 

 

Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und be-
schlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Alexander Muthmann, Thorsten Glauber, Peter Meyer, Prof. (Univ. Li-
ma) Dr. Peter Bauer, Dr. Otto Bertermann, Dr. Hans Jürgen Fahn, Gün-
ther Felbinger, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Dr. Leopold Herz, 
Claudia Jung, Ulrike Müller, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, 
Mannfred Pointner, Markus Reichhart, Tanja Schweiger, Dr. Karl Vet-
ter, Jutta Widmann und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 16/16320, 16/17634 

Flensburger Verkehrssünderdatei: Freiwilligen Punkteabbau weiter er-
möglichen 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene dafür einzuset-
zen, die Möglichkeit des Punkteabbaus im Flensburger Verkehrszentralregis-
ter durch Absolvieren freiwilliger Maßnahmen auch zukünftig beizubehalten. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 
 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Aus-
schüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet
Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. a. Anlage 1)

Ausgenommen von der Abstimmung sind die Listennummern 161, 162 und 218, die 

einzeln beraten werden sollen. Die Listennummer 161 soll zusammen mit Tagesord­

nungspunkt 29, die Listennummer 162 zusammen mit den Tagesordnungspunkten 12 

bis 16 einzeln beraten werden. Über die Listennummern 220, 229 und 240 muss ein­

zeln abgestimmt werden. Die Einzelabstimmung über die Listennummer 240 soll in na­

mentlicher Form erfolgen.

Zunächst lasse ich über die Listennummer 220 abstimmen. Das ist der Antrag der Ab­

geordneten Rinderspacher, Aures, Halbleib und anderer und Fraktion (SPD) betref­

fend "Einrichtung des Studiengangs ‚Bachelor of Laws’ am Standort Hof der Fach­

hochschule für öffentliche Verwaltung und Rechtspflege in Bayern (BayFHVR)", 

Drucksache 16/17552. Der federführende Ausschuss für Fragen des öffentlichen 

Dienstes empfiehlt auf Drucksache 16/17734 die Ablehnung. Wer entgegen dem Aus­

schussvotum dem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – 

Das ist die Fraktion der SPD. Gegenstimmen? – Das sind die Fraktionen der CSU, der 

FDP, der FREIEN WÄHLER und der GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Zwei. Damit ist 

der Antrag abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über die Listennummer 229. Das ist der Antrag der Ab­

geordneten Heckner, Jörg, König und anderer (CSU) betreffend "Bachelor of Laws am 

Fachbereich Allgemeine Innere Verwaltung der Fachhochschule für öffentliche Ver­

waltung und Rechtspflege (BayFHVR) in Hof", Drucksache 16/17686. Der federführen­

de Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes empfiehlt auf Drucksa­

che 16/17735 die unveränderte Annahme. Wer dem Antrag zustimmen möchte, den 

bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der FDP, der FREI­
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EN WÄHLER und der GRÜNEN. Gegenstimmen? – Das ist die Fraktion der SPD. 

Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist dem Antrag zugestimmt worden.

Nun lasse ich über die Listennummer 240 abstimmen. Das ist der Antrag der Abgeord­

neten Aiwanger, Streibl, Muthmann und anderer und Fraktion (FREIE WÄHLER) be­

treffend "Kreisel für Waldkirchen, Kreisverkehr an der St 2131 und St 2632 in Waldkir­

chen endlich realisieren", Drucksache 16/16540. Darüber lasse ich in namentlicher 

Form abstimmen.

(Unruhe)

Ich bitte um Ruhe, damit ich Ihnen vortragen kann, worüber Sie abstimmen sollen. 

Während der federführende Ausschuss für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Tech­

nologie vorschlägt, den Antrag abzulehnen, empfiehlt der mitberatende Ausschuss für 

Staatshaushalt und Finanzfragen Zustimmung in einer Neufassung.Ich verweise inso­

fern auf die Drucksache 16/17639. Der namentlichen Abstimmung ist nach § 126 Ab­

satz 3 der Geschäftsordnung das abweichende Votum des Haushaltsausschusses zu­

grunde zu legen. Die Urnen sind bereitgestellt, mit der Abstimmung kann begonnen 

werden. Es stehen Ihnen fünf Minuten zur Verfügung.

(Namentliche Abstimmung von 14.30 bis 14.35 Uhr)

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl: Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Zeit ist 

abgelaufen, der Abstimmungsvorgang ist geschlossen. Das Abstimmungsergebnis 

wird außerhalb des Plenarsaals ermittelt und Ihnen dann bekannt gegeben.

(Allgemeine Unruhe)

Wir werden heute Abend noch genügend Gelegenheit zum Austausch haben. Bitte 

setzen Sie sich. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen 

Voten der Fraktionen zu den übrigen Listennummern verweise ich auf die Ihnen vorlie­

gende Liste.
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(Siehe Anlage 1 - Allgemeine Unruhe)

Ich bitte wieder um Aufmerksamkeit, Sie müssen wieder die Hände heben. Wer mit 

der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens beziehungsweise dem jeweiligen Ab­

stimmungsverhalten seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstan­

den ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Danke. Gibt es Gegenstimmen? – Ich 

sehe keine. Enthaltungen? – Sehe ich auch nicht. Frau Pauli (fraktionslos) ist wohl 

nicht da. Dann übernimmt der Landtag diese Voten.

(...)

Vierte Vizepräsidentin Christine Stahl: Bevor wir in der Tagesordnung fortfahren 

und zu Tagesordnungspunkt 4 kommen, gebe ich das Ergebnis der vorher durchge­

führten namentlichen Abstimmung zum Antrag auf Drucksache 16/16540 bekannt. Es 

ist der Antrag der FREIEN WÄHLER betreffend "Kreisel für Waldkirchen, Kreisverkehr 

an der St 2131 und St 2632 in Waldkirchen endlich realisieren". Wenn Sie sich erin­

nern, ist das die Listennummer 240 der Anlage zur Tagesordnung. Mit Ja haben 72 

Mitglieder des Hohen Hauses gestimmt, mit Nein 87. Es gab 4 Stimmenthaltungen. 

Der Antrag ist damit abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Protokollauszug
131. Plenum, 16.07.2013 Bayerischer Landtag - 16. Wahlperiode 3 

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000217.html


Bayerischer Landtag - 16. Wahlperiode Anlage 1
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